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Frau Präsidentin! 
 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Den Rednern der antragstellenden 
Fraktionen ist es in beispielhafter Art und Weise gelungen, um ihre 
eigentlichen Motive herumzudribbeln. 
 
(Beifall von SPD und GRÜNEN – Rainer Schmeltzer [SPD]: Und das mit 
schlechter Ballführung!) 
 
Da kann ich Ihnen einen gewissen Respekt nicht aberkennen, liebe 
Kollegen. Aber wenn man Ihre Glaubwürdigkeit wie in Kindermärchen an 
der Nasenlänge messen würde, dann müsste zumindest beim Kollegen Lux 
die Nase bei seinen Ausführungen um mehr als einen Meter gewachsen 
sein. 
 
(Ralf Jäger [SPD]: Spitzname: Pinocchio!)  
 
Meine Damen und Herren, das, was Sie hier vorhaben, ist – mit aller 
Vorsicht ausgedrückt – eine Zumutung. Herr Kollege Engel hat hier seine 
Freude zum Ausdruck gebracht. Da kann ich nur sagen: Das ist diebische 
Freude über eine maßlose Trickserei im Umgang mit Wahlterminen. 
 
Herr Kollege Engel, Sie haben auf Wahlgrundsätze und die formale 
Wahrung von Wahlgrundsätzen 
abgehoben. Ich kann Ihnen dazu nur eines sagen: Es wäre Ihnen zu 
empfehlen, in dieser Frage politischen Anstand zu wahren. Hier wird allen 
Ernstes zur Begründung – sowohl schriftlich als auch mündlich – auf die 
sinkende Wahlbeteiligung und den Versuch, durch Ihre Operation die 
Wahlbeteiligung zu steigern, hingewiesen. Das glatte Gegenteil dessen, 
was Sie hier ausführen, haben Sie tatsächlich vor. 
 
Sie scheuen das, was sich für das Jahr  anbieten würde. Ausschließlich 
das Jahr  haben Sie im Auge, Herr Kollege Lux; das ergibt sich aus der 
Vorgeschichte, die ich gleich noch einmal erwähnen werde. Das, was sich 
für  anbietet und was wir im Übrigen schon gehabt haben, zum 
Beispiel 1, nämlich die Zusammenlegung von Bundestags- und 
Kommunalwahlen, scheuen Sie – und zwar aus ganz egoistischen 
Gründen, die mit dem, was Sie hier ausgeführt haben, nun überhaupt 
nichts zu tun haben. 
 
Das ist der bewusste Versuch, bei einer Kommunalwahl die 
Wahlbeteiligung eben gerade nicht zu steigern. Ansonsten hätten Sie sich 
über die Zusammenlegung mit der Bundestagswahl Gedanken gemacht. 
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Ich gebe Ihnen auch recht, Herr Kollege: Wir hätten langfristig jeden 
Versuch, den Bürgerinnen und Bürgern Wahltermine zu ersparen, gerne 
ernsthaft mit Ihnen diskutiert. 
 
Bei dem, was Sie hier machen, handelt es sich im Prinzip aber um eine 
Verhohnepipelung der Menschen. Sie koppeln die 
Oberbürgermeisterwahlen von den allgemeinen Kommunalwahlen ab und 
erzählen hier etwas vom Einsparen von Wahlterminen. 
 
Das ist an Dreistigkeit wirklich kaum zu überbieten. Lassen Sie mich nun 
einen Satz auf Ihre Bemerkung bezüglich einer Verwechslungsgefahr 
zwischen Bundestagswahlen und Kommunalwahlen verwenden. Für wie 
naiv halten Sie die Bürgerinnen und Bürger in unserem Lande, dass Sie 
ihnen nicht zutrauen, die Regelungsgehalte von Bundestagswahlen und 
von Kommunalwahlen zu unterscheiden? 
 
Auch das ist eine Zumutung. Diese Behauptung in Bezug auf unsere 
Wählerinnen und Wähler kann man nicht stehen lassen. Liebe Kolleginnen 
und Kollegen, dass es sich bei Ihrem zweifelhaften Manöver um 
parteipolitische Trickserei handelt, ergibt sich auch aus dem 
sagenumwobenen Gespräch, das die Generalsekretäre von FDP und CDU 
Mitte des Jahres  beim Innenminister geführt haben. Dabei haben die 
Herren Wüst und Lindner die Katze aus dem Sack gelassen – dort ging es 
nämlich nicht um eine Bündelung –: Sie würden sich aus politischen 
Erwägungen nur äußerst ungern für eine Zusammenlegung der 
Kommunal- und Bundestagswahl aussprechen. 
 
Das haben die Herren dort nicht nur gesagt; sie waren auch so geschickt, 
dass sie sich einen Protokollvermerk haben schicken lassen – von dem wir 
aber leider eine Durchschrift bekommen haben. Liebe Kolleginnen und 
Kollegen, es geht Ihnen da doch nicht um die Bündelung. 
 
Man muss auch nicht lange fragen, warum Sie das machen. Ich empfehle 
all denjenigen, die sich für Ihre Motive interessieren, einen Blick auf die 
Wahlbeteiligungen und die Wahlergebnisse aus dem Jahr 1. Damals 
hat es nämlich – wie gesagt: ich kann die Freude des Kollegen Engel 
darüber verstehen, dass Sie sich von ihm so über den Tisch ziehen lassen, 
liebe Kolleginnen und Kollegen von der CDU – infolge der 
Zusammenlegung von Kommunalwahl und Bundestagswahl an einem Tag 
eine erhebliche Verbesserung nicht nur der Wahlbeteiligung, sondern auch 
der Stimmergebnisse für die beiden großen Volksparteien gegeben. Genau 
das möchte Ihr Koalitionspartner für das Jahr  vermeiden. 
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Deshalb scheuen Sie die gemeinsame Bundestags- und Kommunalwahl 
wie der Teufel das Weihwasser. 
 
Es gibt durchaus Bedenken. Diese sind sogar bei dem Gespräch mit 
Staatssekretär Brendel geäußert worden. In Ihren Wortbeiträgen spielen 
sie natürlich keine Rolle. In dem Vermerk über dieses Gespräch sind sie 
aber deutlich genannt. Herr Kollege Wüst von der CDU – Chapeau!; er hat 
es richtig gesehen – hat auf Probleme hingewiesen, die sich dadurch 
ergeben, dass alte Vertretungen noch im Amt sind, die neuen aber bereits 
gewählt wurden und ihr Mandat nicht ausüben können. Das hat Ihr 
Generalsekretär bei dem Gespräch beim Innenminister schon genau 
gewusst. Liebe Kolleginnen und Kollegen von der CDU, Sie haben es heute 
offensichtlich vergessen oder wollen es aus naheliegenden Gründen nicht 
mehr wahrhaben. 
 
Ich kann Ihnen nur noch einmal sagen: Es ist ein Stück aus dem Kapitel 
„Absurdistan in Nordrhein-Westfalen“, wenn Sie tatsächlich über 
viereinhalb Monate das Nebeneinander von schon gewählten und noch im 
Amt befindlichen Gemeindeorganen bewusst in Kauf nehmen. Eine solche 
Sache hat es bei uns in Nordrhein-Westfalen noch nicht gegeben. 
 
Ich stelle mir jetzt einmal vor, wie die Wählerinnen und Wähler, die sich 
bewusst für eine andere Zusammensetzung des Rates oder für andere 
Hauptverwaltungsbeamte entschieden haben, es finden werden, wenn 
mit ihrem Wählervotum schon abgewählte Landräte, Bürgermeister, 
Oberbürgermeister und Ratsmehrheiten dann noch die Geschicke in ihrer 
Gemeinde bestimmen. Meine Damen und Herren, das ist absurd. 
 
Nun komme ich zu dem von Ihnen hier immer angeführten Argument, das 
gebe es ja anderswo auch. Haben Sie sich angeschaut, mit welchen 
Verfahren dies in den anderen Bundesländern umgesetzt worden ist? Ich 
empfehle Ihnen – auch das bedeutet Wahrung des politischen Anstands 
und der politischen Kultur –, sich bei den Kolleginnen und Kollegen aller 
Fraktionen in den anderen Landtagen einmal darüber zu informieren, wie 
diese Vorgänge abgelaufen sind. 
 
Sie versuchen hier – das ergibt sich auch schon aus der Art und Weise des 
Einbringens des Gesetzentwurfes und dem von Ihnen beabsichtigten 
Zeitplan – eine handstreichartige Korrektur von Wahlterminen, die lange 
vorher bekannt waren. So etwas tut man einfach nicht. 
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Wir sind gerne dazu bereit, uns konstruktiv mit der Änderung von 
Wahlterminen unter dem Aspekt von Bündelung und Zusammenfassung 
auseinanderzusetzen. Aber Sie setzen sich über alle vernünftigen 
Bedenken bezogen auf das Vorgehen, das Sie im Augenblick wählen, 
eindeutig hinweg. Auch da ist der schon genannte Vermerk hilfreich. Ich 
glaube, es ist sehr kurz gegriffen, wenn man sagt, Kommunalwahl und 
Europawahl ließen sich - auch wenn heutzutage die Öffnungszeiten der 
Wahllokale identisch sind - ohne Weiteres organisatorisch miteinander 
verknüpfen, liebe Kolleginnen und Kollegen. Da gibt es eine Menge Dinge 
zu bedenken, die zum Beispiel das passive Wahlrecht betreffen, die auch 
die Anzahl der Wählerinnen und Wähler angehen. Das ist kein ganz 
einfaches Unterfangen. 
 
Ich bin einmal gespannt, ob Sie es tatsächlich geschafft haben, wirklich 
alle Änderungen in den Blick zu nehmen, die damit verbunden sind. Sie 
vermuten es, aber Ihren Vermutungen, lieber Kollege Lux, kann man nicht 
immer folgen. Manchmal liegen Sie nämlich ganz tüchtig daneben; das gilt 
für Ihren Innenminister im Übrigen auch. Meine Damen und Herren, so 
wird zum Beispiel die Modernisierung der Landesplanung ausgesetzt. 
Schade, dass Frau Ministerin Thoben nicht da ist. Sie hat nämlich kürzlich 
mitgeteilt, dass es wegen der Vorverlegung der Kommunalwahl nicht 
vertretbar sei, wenn die „alten Kommunalparlamente“ einen 
Landesentwicklungsplan für die nächsten fünfzehn Jahre beschließen 
würden. Das Ergebnis dieser tollen Operation: Sie wollen den neuen 
Landesentwicklungsplan, also die Modernisierung unseres Landes, bis zum 
Jahre 1 aussetzen. 
 
Absurdistan in NRW, liebe Kolleginnen und Kollegen! 
(Ralf Jäger [SPD]: Grandios! Denn Sie wissen nicht, was sie tun!) 
 
Ja, in dem Film spielen die Herrschaften ja immer mit. Aber ein James Dean 
wird es immer noch nicht, Herr Kollege. Meine Damen und Herren, sind Sie 
wirklich sicher, dass Sie alle Vorschriften, alle gesetzlichen Haken und 
Ösen, die sich mit dieser Blitzoperation verbinden lassen, berücksichtigt 
haben? 
 
Wie halten Sie es zum Beispiel mit der Wahl von Migrantinnen- und 
Migrantenvertretern? Dazu wird sich der Innenminister ja sicherlich auch 
noch etwas einfallen lassen müssen. Oder wie werden Sie reagieren, wenn 
sich entgegen Ihren Prognosen alte, abgewählte Gemeindeorgane in ihren 
Kommunen noch ausleben, und zwar auf Kosten der Bürgerinnen und 
Bürger? 
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Kein Wort darüber! Streng genommen erlischt mit dem vorgezogenen 
Wählervotum doch ein Stück der demokratischen Legitimation der noch 
im Amt Befindlichen. Da machen Sie einen bedeutsamen Unterschied 
nicht. Sie unterscheiden - da nützt auch alles Kopfschütteln nichts; 
vielleicht hilft Zuhören, Herr Kollege Lux - an einer Stelle ganz 
offensichtlich nicht legislative Kompetenzen eines Parlaments und die 
Stellung und Funktion unserer Räte als Verwaltung im Bereich der 
kommunalen Selbstverwaltung. 
 
Meine Damen und Herren, was Sie hier machen, ist keine sinnvolle 
Zusammenlegung von Wahlen. Es schließt sich nahtlos an die Abschaffung 
der Stichwahl an - ein einmaliger Vorgang in Deutschland -, an die 
Entkopplung der Wahlzeiten von Oberbürgermeistern und Räten. Sie 
rücken den Wahltermin aus rein parteipolitischen Machtinteressen nach 
vorne, nach dem Motto: „Egoismus um jeden Preis“. 
 
Wir werden uns hiergegen - das kann ich für die SPD-Landtagsfraktion 
versprechen - mit allen zu Gebote stehenden Mitteln zur Wehr setzen. - 
Vielen Dank. 
 


